
Mit der „Straßengemein-
schaft Kleine Rurstraße- 
Grünstraße“

Jülich . Auf Initiative des verstorbe-
nen Schuhhändlers Arnold Rosen-
baum, der in der Kleinen Rurstraße 
erfolgreich Schuhe verkaufte, trafen 
sich Kaufleute dieser Straße und 
der angrenzenden Grünstraße seit 
1995 fast monatlich zum Stamm-
tisch im Restaurant „Am Hexenturm“, 
um zwanglos die Probleme der Stra-
ßenanwohner zu wälzen. Jeder durfte 
kommen: die Kaufleute, die Hausbe-
sitzer, aber auch diejenigen, die im 
ersten und zweiten Stock wohnten. 
Es ging besonders um Probleme, die 
durch die Sanierung der Innenstadt 
entstanden waren. Vor allem Park-
platzprobleme trieben die Händler 
zum gemeinsamen Handeln und 
manchmal auf die Palme. Der dama-
lige Bürgermeister Dr. Peter Nieveler 
wurde eingeladen. Er kam und blieb, 
weil er die Arbeit der Leute dieser 
Straßen für richtig gut hielt. Er ist bis 
heute dabei, sogar Ehrenmitglied des 
Vereins „Straßengemeinschaft Kleine 
Rurstraße-Grünstraße“, der 1997 ge-
gründet wurde und nun schon zwan-
zig Jahre arbeitet. 
Und unter Arbeit war und ist viel Wer-
keln mit der Hand zu verstehen. Die 
Baumscheiben wurden - neben einer 
Grundbearbeitung und -bepflanzung 
zweimal im Jahr durch die Garten-
baufirma Schmidt aus Jülich – von 
den Anliegern gepflegt, ein Brun-

nen mit dem Namen „Freundeskreis“ 
wurde 2006 gebaut, Blumenkästen 
zierten lange Zeit das trockengefal-
lene Rinnsal am Straßenrand, das 
vor allem von Hunden für vielfältige 
Geschäfte genutzt wurde. Arbeit gab 
es aber auch zum Erntedankfest, das 
die Straßengemeinschaft mit eigenen 
Leuten und selbst besorgten Musik- 
und Tanzgruppen gestaltete. Fahr-
zeuge aus alter Zeit und ein ebenso 
alter, leider verstorbener Korbmacher, 
einer der Letzten seiner Zunft, erin-
nerten an die Zeit, als Erntedank noch 
ein Fest vor allem der Landwirtschaft 
war.
Weihnachten gab und gibt es eine 
Krippe mit lebenden Schafen und 
mit von den Mitgliedern der Straßen-
gemeinschaft selbst ausgestatteten  
Figuren. In mehreren Bildern wird in 
der Adventszeit die christliche Weih-
nacht dargestellt. In diesem Jahr  
wurde die Krippe am 1. Dezember 
festlich eröffnet. 
Natürlich geht es den Kaufleuten 
auch und in besonderem Maße um 
ihre Geschäfte, ums Geldverdienen. 
Und so war ihnen die Landesgarten-
schau Jülich 1998 ein höchst willkom-
mener Anlass, Besucher aus dem Park 
an der Rur in die Stadt zu locken. Lei-
der sind nicht alle Blütenträume wahr 
geworden, aber ohne die Arbeit der 
Straßengemeinschaft sähe es sicher 
viel trauriger aus am Hexenturm, der 
gerade wieder in weihnachtlichem 
Licht erstrahlt wie die ganze Straße, 
die mit Tannengrün und Kugeln jähr-
lich in mühevoller Arbeit geschmückt 

wird. Attraktiv und gemütlich soll die 
Straße sein und dadurch Kunden und 
Freunde jeden Alters anlocken.
Bis vor wenigen Jahren wurde die Tra-
dition der monatlichen Stammtische 
weiter gepflegt. Heute beschränken 
sich die rund fünfzig Mitglieder auf 
einige Versammlungen im Jahr und 
auf ein weihnachtliches gemeinsa-
mes Festessen.
Von der selbstgeschaffenen Wohl-
fühlatmosphäre sollen die Besucher, 
Kunden und Touristen wie auch die 
Kaufleute selbst und die ganze Stadt 
Jülich profitieren.
Seit 2003 gibt es ein ganz besonderes, 
von der Straße initiiertes und auch 
mitfinanziertes Projekt: Die Beleuch-
tung von wichtigen und herausragen-
den Gebäuden der Innenstadt. Es be-
gann alles mit dem Hexenturm, dem 
Wahrzeichen der Stadt. Mit kleinen, 
mittleren und größeren Spenden, mit 
Hilfe der Stadt und der Stadtwerke 
gelang es, die Beleuchtung des Turms 
am 29.10.2005 bei einem vierzehn-
stündigen Fest der Öffentlichkeit zu 
übergeben. Damit aber gab sich die 
Gemeinschaft nicht zufrieden und ist 
daher immer noch an weiteren Licht-
projekten in Jülich finanziell beteiligt.
Die finanziellen Möglichkeiten der 
Gemeinschaft würden nicht ausrei-
chen, wenn nicht in jedem Jahr, und 
jetzt schon zum dreizehnten Mal, eine 
mit städtischen Motiven handbemal-
te Sammeltasse in streng limitierter 
Auflage von 500 Stück aufgelegt wür-
de, die jeweils zum Preis von Zehn 
Euro erworben werden kann. 
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Advent und 
Weihnachten 
in der City
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In 20 Jahren ist die Straßengemein-
schaft mit ihrem Engagement zum 
„Kümmerer“ des Viertels geworden, 
zum Ansprechpartner in allen Le-
benslagen. Defekte Straßenlaternen 
werden bei ihr gemeldet wie auch 
lose Pflastersteine, schmutzige Ecken 
und lautstarke Auseinandersetzun-
gen, die dem guten Klima schaden. 
Das alles kann nur klappen mit ei-
nem starken Team, das neben allem 
anderen am Erntedankfest und in der 
Adventszeit Reibekuchen bäckt und 
sie verkauft. Mehrfach schon hat der 
WDR in seiner Aktuellen Stunde über 
die Straßengemeinschaft berichtet.
Mit der Jülicher Werbegemeinschaft, 
dem Stadtmarketingverein und dem 
städtischen Stadtmarketing ist die 
Straßengemeinschaft nicht nur be-
freundet, sondern fest vernetzt und 
eng verzahnt. Sie arbeitet mit im städ-
tischen „Lenkungskreis Innenstadt“. 
Und manchmal wird aus intensivem 
Engagement auch harter Kampf mit 
allen Gremien um die Belebung der 
Innenstadt, vor allem des Marktplat-
zes und seiner Umgebung. Die Stra-
ßengemeinschaft Kleine Rurstra-
ße-Grünstraße ist immer dafür, dass 
Diskussionen auch Taten folgen. Vom 
Umbau des Rathauses am Markt und 
in der Düsseldorfer Straße zu einem 
„Kleinen Kreishaus“ erhofft man sich 
neues Leben und steht voll dahinter.
Wenn es im Gespräch um die Schön-
heiten der Stadt geht, sind die Jüli-
cher selbst manchmal viel zurück-
haltender als Besucher und Touristen 
aus aller Welt. Denn da sind Studen-
ten aus China und Japan und aus ver-
schiedenen europäischen Ländern. 
Die Straßengemeinschaft hilft dabei, 
diese fremden jungen Leute näher an 
das Leben der Stadt heranzuführen. 
Dieter Benner, Mitglied der Stra-
ßengemeinschaft von Anfang an, 
hat die Highlights vom Leben in der 
Grünstraße und Kleinen Rurstraße 
in unzähligen Bildern festgehalten. 
Da staunen manchmal selbst alte 
Jülicher, weil sie nicht wussten, dass 
Jülich so lebenswert ist. Ein Besuch 
lohnt sich immer. 
Eine glückliche Advents- und frohe 
Weihnachtszeit wünscht die Straßen-
gemeinschaft allen Besuchern auch 
auf ihrer WEB-SITE: 
www.juelich-city.de

Von Ulrich Backhausen 
und Dr. Peter Nieveler

- SPEZIAL -
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Innenstadtentwicklung
Die Zweifel der Grünen 
an der Qualifikation 
des Projektinitiators 
sowie die Frage, woher 
das Geld für dieses  
Projekt kommt,  
erschienen manchem 
Jülicher Politiker vor 
mehr als einem Jahr 
sehr provokant. Heute 
scheint beides mehr als 
berechtigt.

Jülich . Max Lenzenhuber, Finanz-
berater und Initiator des Projek-
tes, wird bezüglich einer erneuten 
Wirtschaftlichkeitsprüfung mit den 
Worten zitiert: „Ich wollte für die 
Investoren und mich selbst noch 
einmal Sicherheit schaffen.“ Von 
diesen Investoren gäbe es laut Len-
zenhuber entweder vier große oder 
insgesamt zehn. Das stehe aber 
noch nicht fest.
In „Grüner“ Übersetzung bedeutet 
dies: Der bisherigen Wirtschaftlich-

keitsberechnung hat kein Investor 
geglaubt und auch mit der neu-
en Berechnung gibt es erhebliche 
Schwierigkeiten, Investoren zu fin-
den. Deshalb gibt es bisher auch 
noch keinen Bauantrag.

Es gab einige Kritikpunkte an dem 
Gastronomieprojekt und die Mei-
nung in der Bevölkerung war durch-
aus geteilt. Dabei hat niemand den 
grundsätzlichen Nutzen einer zu-
sätzlichen Gastronomie am Schwa-
nenteich in Frage gestellt. Es ging 
eher um die Größe, Gestaltung und 
Rentabilität. Diese Fragen schei-
nen nun auch mögliche Geldgeber 
umzutreiben. Egal, wie man zu dem 
Projekt steht: Es ist wieder einmal 
wertvolle Zeit vertan worden, weil 
die Jülicher Entscheidungsträger 
den blumigen Worten eines Finanz-
beraters mehr Vertrauen geschenkt 
haben als ihrem gesunden Men-
schenverstand.

Das Spezialgebiet von Finanzbera-
tern sind Hochglanzpräsentationen. 
Sie müssen jedoch stets kritisch auf 
ihren tatsächlichen Inhalt über-

prüft werden, damit man nicht auf 
Potemkin’sche Dörfer hereinfällt. 
Nichts wäre schlimmer für Jülich 
als eine Bauruine am Schwanen-
teich, weil dem Investor das Geld 
ausgegangen ist, oder eine Gas-
tronomie ohne Gäste, weil deren 
Potential erheblich überschätzt 
wurde. Zumindest dies haben alle 
Jülicher Entscheidungsträger ein-
gesehen und die endgültige Zu-
stimmung zum Projekt von einem 
tragfähigen Finanzierungskonzept 
abhängig gemacht.

Nach den derzeitigen Äußerungen 
des Projektleiters ist jedoch nicht 
davon auszugehen, dass eine sol-
che Entscheidung kurzfristig auf 
der Tagesordnung steht. Es bleibt 
die Frage, ob die Politik hier nicht 
rechtzeitig die Reißleinen ziehen 
und sich nach einem neuen Inves-
tor umsehen sollte, anstatt wie bei 
anderen Projekten wieder jahre-
lang auf die Verwirklichung eines 
Wolkenkuckucksheims zu hoffen.

LB

Die Innenstadt- 
entwicklung bleibt 
ein Sorgenkind für die 
Werbegemeinschaft, 
das Stadtmarketing,  
die Politik und die  
Verwaltung.

Jülich . Die Innenstadtentwicklung 
bleibt ein Sorgenkind für die Werbe-
gemeinschaft, das Stadtmarketing, 
die Politik und die Verwaltung. Nach 
mehrjährigem Stillstand zeichnet 
sich nun aber auf allen Seiten eine 
Art Aufbruchstimmung ab.

Mit einem Impulsvortrag von Prof. 
Dr. Michael Gramm zum Thema Zu-
kunft des Handels und der Innen-
städte begann Anfang November 
ein zweitägiger Wochenendwork-
shop des Jülicher Lenkungskreises 
für Stadtentwicklung in Venlo. Dazu 
hatte die Werbegemeinschaft ein-
geladen und neben dem Bürger-
meister und der Verwaltung waren 
Vertreter aller Stadtratsfraktio-
nen, der Stadtentwicklungsgesell-
schaft, des Forschungszentrums, 
der Fachhochschule sowie der 
Werbegemeinschaft und des Ver-
eins Stadtmarketing e.V. vertreten. 
Professionell moderiert wurde der 
Workshop von Peter Boeken, einem 
Jülicher Geschäftsmann und ausge-
bildetem Moderator.

Jülich soll ein integriertes Hand-
lungskonzept  (IHK) für die Innen-
stadt bekommen. Dies ist ein we-
sentliches Ergebnis des Workshops, 
das auch in einer Sondersitzung 
des Ausschusses für Kultur, Wirt-
schaftsförderung und Stadtmarke-

ting mit einem Beschluss bestätigt 
wurde. Damit schafft Jülich wie vie-
le andere Kommunen schon vorher 
jetzt auch die Voraussetzungen da-
für, Städtebaufördermittel des Lan-
des zu beantragen. Bei der Erarbei-
tung eines IHK handelt sich jedoch 
um einen Prozess, der kaum weniger 
als zwei Jahre dauern wird und von 
externen Beratern begleitet werden 
sollte. Durch Beteiligung von Bevöl-
kerung, Vereinen, Politik und Verwal-
tung sollte am Ende ein Handlungs-
leitfaden stehen, der eine möglichst 
breite Zustimmung erfährt. In einer 
weiteren Sitzung des Lenkungskrei-
ses wurden dazu bereits erste Schrit-
te festgelegt.

Neben dieser wichtigen politischen 
Entscheidung gibt es aber auch eine 
ganze Reihe praktischer Projekte, die 
im Laufe des vergangenen Jahres 
schon umgesetzt wurden oder kurz 
vor der Verwirklichung stehen.

Bei der Bebauung des Walramplatzes 
zeichnet sich eine „kleine Lösung“ 
mit einem qualitativ höherwertigen 
Lebensmittelmarkt auf einer Ver-
kaufsfläche von bis zu 1200 Qua- 
dratmetern ab. Nachdem im Laufe 
der letzten Jahre Lebensmittelmärk-
te im Nordviertel und am Zitadellen-
parkhaus schließen mussten, sowie 
der Kaiser’s Markt in der kleinen Rur-
straße durch einen Discounter er-
setzt wurde, ist eine solche Ansied-
lung für die Einzelhandelsstruktur 
und die Attraktivität der Innenstadt 
auch aus Sicht der Grünen dringend 
notwendig. Entgegen der bisherigen 
Planungen wird der Walramplatz bei 
den zwei neu zur Diskussion stehen-
den Projekten nur halbseitig und 
eingeschossig überbaut.

Auch auf dem Marktplatz tut sich et-
was. In den Räumen des ehemaligen 
Eiscafés Vivendi und der ehemaligen 
Zeeman-Filiale sind die Bauarbeiter 
tätig. Es wurde bereits vielfach in 
die Öffentlichkeit kolportiert, dass 
hier das „Café Extrablatt“ einziehen 
wird. Dabei handelt es sich um eine 
deutschlandweit aktive Bistro-Res-
taurant-Café-Kette, die auch in der 
Aachener Innenstadt schon seit 
Jahren vertreten ist. Dies wäre ein 
enormer Gewinn für den Marktplatz 
und generell für die Attraktivität der 
Innenstadt besonders für Studenten 
und junge Erwachsene.

Beim Prestigeprojekt von Verwal-
tung und Politik, dem „kleinen Kreis-
haus“ scheint es allerdings etwas zu 
haken. Mit dem Beginn der Abriss-
arbeiten der Rathauspassage war 
eigentlich schon längst gerechnet 
worden. Landrat Wolfgang Spelt-
hahn teilte auf Nachfrage der Neuen 
Jülicher mit, dass die Abrissarbeiten 
noch im Dezember beginnen sollen 
und dass die Ausschreibung für den 
Rathausanbau laufe. Nach einer Bau-
zeit von etwa zwölf Monaten sei mit 
einer Eröffnung in der ersten Jahres-
hälfte 2019 zu rechnen.

Die Erfolgsgeschichte des letzten 
Jahres war sicherlich der Jülicher 
Feierabendmarkt. Von der Werbege-
meinschaft organisiert und vom son-
nigen Wetter begünstigt, konnte er 
sich über mangelnden Besucherzu-
spruch nie beklagen. Sowohl das ku-
linarische als auch das Musikange-
bot lockten viele Besucher an. Auch 
wenn der ursprüngliche Gedanke 
eines Feierabendmarktes, nämlich 
Berufstätigen auch in der Woche 
das Einkaufen und den Besuch eines 

Gastronomie am Schwanenteich
Wochenmarktes nach Feierabend zu 
ermöglichen, noch nicht verwirklicht 
wurde, besteht die Hoffnung, dass 
sich der Markt etabliert und dann 
vielleicht in diese Richtung entwi-
ckelt. Dazu bedarf es natürlich auch 
noch der Kooperation der Einzel-
händler, beispielsweise mit längeren 
Öffnungszeiten.

Das Ladenleerstandsmanagement 
der Stadt wird seit Jahren von der Po-
litik und dem Einzelhandel kritisiert. 
Insbesondere der Tatsache, dass aus-
wertige Händler oft gar nicht wissen, 
wo in Jülich Ladenflächen zu mieten 
sind, hat sich die Stadtmarketingab-
teilung unter Leitung von Frau Hu-
neke jetzt angenommen. Unter dem 
Internetauftritt der Stadt Jülich wer-
den auf einer extra Seite jetzt freie 
Ladenflächen in der Innenstadt mit 
einer Kurzbeschreibung aufgelistet 
und mit dem entsprechenden Immo-
bilienanbieter verlinkt.

Integriertes Handlungskonzept, 
mehr Gastronomie in der Innenstadt, 
Ladenleerstandsmanagement. Das 
waren bereits zentrale Forderungen 
des Grünen Stadtentwicklungskon-
zeptes von 2013. Nach diesem Jahr 
2017 besteht bei den Grünen eine 
gewisse Hoffnung, sagen zu können: 
Am Ende wird alles gut und sonst ist 
es eben noch nicht das Ende.

In diesem Sinn wünscht die Stadt-
ratsfraktion der Grünen allen Jüli-
cherinnen und Jülichern schöne 
Weihnachten und einen guten 
Rutsch ins neue Jahr 2018.

LB

ANZEIGE

ANZEIGE

Bis zu acht Elektro-
fahrräder können hier 
gleichzeitig aufgeladen 
werden. Damit ist auch 
Jülich im Zeitalter der 
zweirädrigen Elektro-
mobilität angekommen.  

Jülich . Seit Mitte Oktober steht 
auf dem Schlossplatz eine Lades- 
tation für Pedelecs und E-Bikes.  
Bis zu acht Elektrofahrräder kön-
nen hier gleichzeitig aufgeladen 
werden. Damit ist auch Jülich im 
Zeitalter der zweirädrigen Elek-
tromobilität angekommen. Im 
kommenden Jahr werden auf 
dem Hochschulcampus und 
dem Gelände des For-
schungszentrums zwei 
weitere Ladestationen 
gebaut. Darüber hinaus 
werden die Stationen 
mit Fahrrad-Parkplät-
zen erweitert, sodass 
Fahrräder sicher an 
Metallbügeln befestigt 
werden können. Die Maß-
nahmen sind vor allem dem 
Jülicher Klimaschutzmanager 
Sebastian Ross zu verdanken, der 

E-Mobilität in Jülich
sich in den vergangenen zwei 
Jahren für die Umsetzung der 
Maßnahmen des integrierten 
Klimaschutzkonzeptes einge-
setzt und zahlreiche Fördermit-
tel nach Jülich geholt hat. 
Um Jülich auf die zukünftige 
Herausforderung „Elektromobili-
tät“, sei es zwei- oder vierrädrig, 
vorzubereiten, sind weitere Maß-
nahmen unerlässlich. Zum einen 
muss die Lade-Infrastruktur mas-
siv ausgebaut werden. 
Gerade an den großen 
Parkplätzen und auf 

städtischen Flächen sollten La-
desäulen für E-Autos inklusive 
Parkplatz gebaut werden. Wie 
es nicht gemacht werden sollte, 
zeigt die Ladesäule auf dem Jüli-
cher Campus. Dort befinden sich 
zwei Steckplätze, jedoch kann 
nur einer genutzt werden, da 
es nur einen Stellplatz für 
E-Fahrzeuge vor Ort gibt. 
Zum anderen sollten die 
Stadtverwaltung und die 

städt ischen 

Betriebe mit guten Beispiel vo-
rangehen und den Fuhrpark mit 
emissionsarmen Fahrzeugen be-
stücken. Ergänzend eignet sich 
hierbei auch der Ausbau von 
Photovoltaik-Anlagen auf städ-

tischen Dachflächen, deren 
Strom für die Ladung der 

E-Fahrzeuge genutzt 
werden kann und den 
lokalen CO2-Ausstoß 
weiter senkt. 

SbS
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Ein Gastbeitrag von 
Arndt Klocke,

Fraktionsvorsitzender 
der Grünen im Nord-
rhein-Westfälischen 
Landtag

NRW . Seit dem 27. Juni 2017 ist Ar-
min Laschet Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen. In den rund 
fünf Monaten seit der Regierungs-
übernahme hat Laschet vor allem 
mit Personalproblemen und gebro-
chenen Finanzversprechen auf sich 
aufmerksam gemacht. Beim Mieter-
schutz und den Erneuerbaren Ener-

Fünf Monate Schwarz-Gelb in NRW
Chaotische Personalpolitik, 
gebrochene Versprechen und 
mutlose Entscheidungen

gien plant die neue Regierung den 
Kahlschlag, in der Verkehrspolitik 
folgt den großen Ankündigen bisher 
nichts Konkretes.
Im Frühsommer waren viele Men-
schen in NRW schockiert über die 
schwer erträglichen Bilder aus dem 
Stall der Familie der Landwirt-
schafts- und Tierschutzministerin 
Christina Schulze Föcking (CDU), 
die kurz nach ihrem Amtsantritt 
veröffentlicht wurden. Ein Stern 
TV-Bericht zeigt leidende kranke 
Schweine und bedrückende hygie-
nische Zustände. Dass gerade eine 
prominente und politisch verant-
wortliche Vertreterin der Branche 
so rücksichtslos arbeitet, beschädigt 
all jene Bäuerinnen und Bauern, die 

sich selbstverständlich um das Wohl 
ihrer Tiere kümmern. Als Landwirt-
schaftsministerin kann Frau Schulze 
Föcking nicht mehr glaubwürdig 
auftreten, als Tierschutzministerin 
ist sie völlig fehl am Platz. 
Während Schulze Föcking an ihrer 
Zuständigkeit für Tierschutz grotes-
kerweise festhält, musste Stephan 
Holthoff-Pförtner (CDU) seine Zu-
ständigkeit für die Medienpolitik in 
NRW bereits abgeben. Durch seine 
Beteiligungen an der Funke-Me-
diengruppe war eine Interessens-
kollision immanent, wenn es zum 
Beispiel um medienrechtliche Ent-
scheidungen beim öffentlich-recht-
lichen und privaten Rundfunk geht. 
Wie Armin Laschet diese Konflikte 
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Ein Buch, das alles hat, 
was Familien begeistert. 

Eines meiner neuen Lieblingsbü-
cher möchte ich Ihnen vorstellen.
Ein Buch, das alles hat, was Famili-
en begeistert. 

In diesem Vorlesebuch geht es 
nicht nur darum, wie man Freun-
de findet, sondern auch, wie man 
selbst zum guten Freund wird. Auf 
kindgerechte Art stellt Leo Bor-
mans alle Beispiele zum Thema 
Freundschaft im Vogelreich dar. Die 
herrlichen, farbenprächtigen Bilder 
ergänzen wunderbar den eingängi-

gen Text. Nicht nur Kindern wird in 
diesem großformatigen Buch sehr 
abwechslungsreich erklärt, wie 
wichtig Geben und Nehmen unter 
Freunden ist. Gemeinsam wird erar-
beitet, was man von einem Freund 
erwarten darf und was man von mir 
als Freund erwartet.

Am Ende der Geschichten gibt es 
viele Anregungen für Gespräche 
und Diskussionen und außerdem 
werden die Vogelrassen verständ-
lich erklärt. Der aufmerksame Leser 
merkt, dass der Autor Philosophie 
studiert hat, denn die Vögel philo-
sophieren stellvertretend über Mut, 
Zusammenhalten, Toleranz und vie-
les mehr.

Der Verlag empfiehlt das Buch für 
Kinder ab 3 Jahren, aber ich glaube, 
dieses Buch muss die ganze Familie 
genießen und wann ist das schöner 
als Weihnachten?

Gudrun Kaschluhn

Bormans, Freundschaft für Kinder
Dumont Verlag, 
ISBN 978-3-8321-9932-6
Zehn Vorlesegeschichten über 
Freundschaft, 64 Seiten, durchge-
hend farbig illustriert

Buchtipp für den Gabentisch

nicht sehen und ihn zum Minister 
machen konnte, ist nicht nachzu-
vollziehen. 

Ein Justizminister in der 
rechtlichen Grauzone und  
ein Finanzlobbyist in der 

Staatskanzlei

Nach der Besetzung des Umweltmi-
nisteriums mit einer Agrarlobbyis-
tin und des Medienministeriums 
mit einem Medienunternehmer ist 
auch die Personalentscheidung des 
Ministerpräsidenten angreifbar, den 
Finanzlobbyisten Friedrich Merz 
(CDU) als Brexit-Beauftragten in 
die Staatskanzlei zu holen. Merz ist 

Aufsichtsratsvorsitzender von Black-
Rock Deutschland, einem Ableger 
des weltweit größten Vermögens-
verwalters. Laschet wiederholt seine 
Fehler: Statt eines vermeintlichen 
Praktikers holt er einen Top-Lob-
byisten mit fragwürdiger Agenda 
in eine entscheidende Position. Jus-
tizminister Peter Biesenbach (CDU) 
musste unlängst sein Mandat im 
oberbergischen Kreistag zurückge-
ben. Wir hatten kritisiert, als Minis-
ter könne er nicht gleichzeitig Teil 
eines Kommunalparlaments – zu-
mal als Fraktionsvorsitzender – sein. 
Auch die Ministerehrenkommission, 
die Interessenskonflikte jede*r Mi-
nister*in prüft, wollte Biesenbach 
keinen Freifahrtschein ausstellen. 
Nur der Verfassungsgerichtshof 
könne abschließend klären, ob Bie-
senbachs Doppelrolle rechtmäßig 
sei, beschied die Kommission. Dieser 
peinlichen Prüfung kam Biesenbach 
mit seinem Mandatsverzicht zuvor.

Kahlschlag bei Mieterschutz, 
Windenergie  

und Bürgerrechten

Weil insbesondere der CDU-Teil der 
Landesregierung mit sich selbst be-
schäftigt ist, bleibt im Regierungs-
geschäft wenig Zeit für Zukunftside-
en. Wo die Regierung aktiv wird, geht 
das auf Kosten derer, die sich kaum 
wehren können, etwa Mieter*innen 
und Umwelt. CDU und FDP wollen 
sämtliche neugeschaffenen Instru-
mente für einen besseren Schutz 
der Mieterinnen und Mieter vor Wu-
chermieten und ungerechtfertigten 
Forderungen der Eigentümer*innen 
prüfen oder direkt wieder abschaf-
fen. Statt den Bau von sozialem 
Wohnraum konsequent weiterzu-
führen, durch den in den letzten Jah-
ren 40 Prozent der bundesweit 
neugebauten Mietwohnungen in 
NRW entstanden sind, will die neue 
Landesregierung wieder zurück zur 
Eigenheimförderung auf der grünen 
Wiese. Damit plant sie am Bedarf 
vorbei, da der Druck auf dem Woh-
nungsmarkt insbesondere in den 
Ballungsräumen wie Köln, Münster, 
Düsseldorf und Bonn hoch ist und 
dort preisgebundene Mietwohnun-
gen stark nachgefragt sind. 
In der Energiepolitik behauptete 
Christian Lindner (FDP) vor seinem 
Abschied nach Berlin, die Netze in 
NRW könnten Energie nicht auf-
nehmen, die Windenergieanlagen 
produzieren. Bei einer intensiven 
Befragung des zuständigen Minis-
ters Pinkwart (FDP) im Landtag 
konnte dieser jedoch kein konkretes 
Beispiel für die absurden Thesen 

von Lindner nennen. Trotzdem legt 
Schwarz-Gelb der Windenergiebran-
che die Fesseln an und gefährdet 
innovative Arbeitsplätze in NRW. 
Eine Studie des WWF belegt: Mit 
dem Bekenntnis der Regierung zur 
Braunkohle und dem Ausbremsen 
der Windkraft wird NRW die Klima-
schutzziele von Paris nicht erreicht 
werden können. 
In den ersten Debatten zur Inne-
ren Sicherheit rüstete die CDU mit 
Law-and-Order-Rhetorik ordentlich 
auf. Die Kennzeichnungspflicht bei 
der Polizei wurde abgeschafft und 
die deeskalierende NRW-Linie in der 
Polizeiarbeit infrage gestellt.  

Bei Verkehrswende und  
Finanzpolitik fehlt die  

klare Kante

Der Diesel-Abgasskandal erhöht den 
Druck auf den notwendigen Wandel 
unserer alltäglichen Mobilität. Viel 
zu spät und zu zaghaft werden Al-
ternativen wie Carsharing, Elekt-
romobilität, ÖPNV und Radverkehr 
gefördert. Ministerpräsident Laschet 
betont zwar in jedem Interview, wie 
wichtig der Umstieg auf E-Mobilität 
ist. Im nächsten Satz verweigert er 
dann genauso zuverlässig, auch nur 
über einen Ausstieg aus dem Ver-
brennungsmotor zu diskutieren. Die 
Industrie braucht aber klare Zu-
kunftssignale, wenn der Umstieg 
gelingen soll – keine halbher-
zige Sowohl-Als-Auch-Rheto-
rik. Da wäre von einem Regie-
rungschef mehr Führung, klare 
Kante und Blick nach vorn zu 
erwarten. Anders als im Wahl-
kampf wollte der Verkehrsmi-
nister schon kurz nach der Re-
gierungsübernahme weniger 
Stau nicht mehr versprechen. 
Neue Gegenkonzepte bleibt er 
bislang schuldig.
Unehrlich ist die Finanzpoli-
tik von Schwarz-Gelb. CDU und 
FDP scheitern gleich mehrfach 
an ihren eigenen Ansprüchen. 
Nicht nur, dass sie den Haushalt 
nicht rechtzeitig eingebracht ha-
ben, um ihn verfassungskonform 
zu verabschieden und damit die 
Rechte des Landtags beschneiden. 
Sie finanzieren die Mehrausga-
ben wie zuvor immer versprochen 
auch nicht durch Einsparungen. 
Den Nachtragshaushalt schließen 
sie mit 1,6 Milliarden neuen Schul-
den ab. Beim Haushalt 2018 feiern 
sie sich für die „Schwarze Null“, die 
sie allein den sprudelnden Steuer- 
einnahmen verdanken. Die Inte- 
grationspauschale des 
Bundes wird – 

ebenfalls entgegen früherer An-
kündigungen – wieder nicht an die 
Kommunen weitergeleitet. Eine 
moralische Bankrotterklärung sind 
die Sparvorschläge der Landesre-
gierung. Gerade bei den Schwächs-
ten setzt sie den Rotstift an: Bei der 
Finanzierung der Flüchtlingsarbeit 
kürzen CDU und FDP 17 Millionen 
Euro.

Schwarz-Gelb macht klar, 
warum GRÜNE fehlen

„Maß und Mitte“ hat Armin Laschet 
zu seinem Regierungsmotto ge-
macht. Das ist zu mutlos. Wenn wir 
nicht auf Kosten nachfolgender 
Generationen wirtschaften wollen, 
müssen wir jetzt umsteuern: Aus-
bau der Erneuerbaren und Ausstieg 
aus der Kohleverstromung im Ener-
gieland NRW, neue Mobilitätskon-
zepte für unsere Städte, eine ge-
sunde Ernährung ohne Tierleid. All 
dies steht nicht auf der Agenda der 
neuen schwarz-gelben Regierung in 
NRW. Darum braucht es Grün!
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Das Stadtteilzentrum Nord-
viertel ist der Stützpunkt 
des vom Land NRW geför-
derten Projektes „Altenge-
rechte Quartiersentwick-
lung Jülich Nordviertel“. 

Die altengerechte Quartiersent-
wicklung verfolgt als Ziele

•	� Selbstbestimmtes Leben in der 
vertrauten Umgebung auch bei 
Unterstützungs- oder Pflegebe-
dürftigkeit zu ermöglichen

•	� Im Quartier lebendige Bezie-
hungen zwischen den Generati-
onen zu fördern

•	�� Wohnortnahe Prävention und 
Stärkung der haushaltsnahen 
Versorgung 

•	�� Förderung des gesellschaftli-
chen Dialogs über das Zusam-
menleben einer solidarischen 
Gesellschaft unter den Bedin-
gungen des demografischen 
Wandels. 

Miteinander und füreinander im 
Nordviertel – Stadtteilzentrum Nord-
viertel bringt Menschen zusammen

Die teilnehmenden Kommunen 
entscheiden über die Ausgestal-
tung der Quartiersentwicklung im 
Rahmen der vorgegebenen Hand-
lungsfelder „Gemeinschaft erleben“, 
„Sich versorgen“, „Sich einbringen“ 
und „Wohnen“. Denn jedes Quar-
tier ist individuell verschieden. Das 
Projekt Jülich Nordviertel widmet 
sich zusätzlich dem Schwerpunkt 
„Gesundheitsförderung im Alter“.
Gemeinsam mit den Bewohner*in-
nen des Nordviertels werden in der 
Projektlaufzeit Ideen entwickelt, 
wie diese Ziele in der Zukunft er-
reicht werden können. Wie stellen 
sie sich ein Leben im Alter in ih-
rem Wohnviertel vor? Welche Un-
terstützungsangebote brauchen 
sie, um möglichst lange in ihrem 
Zuhause selbstbestimmt leben zu 
können? Wie können die nachbar-
schaftlichen Beziehungen geför-
dert werden in ihrem Wohnviertel 
und wie können neu zugewander-
te Menschen im Nordviertel inte- 
griert werden? Durch regelmäßig 

stattfindende Quartierskonferen-
zen und den Runden Tisch „Wir im 
Nordviertel“ arbeiten Bürgerinnen 
und Bürger miteinander an diesen 
Themen. Besondere Anliegen sind 
den beteiligten Bewohner*innen 
die Verbesserung ihres Wohnum-
feldes und Nachbarschaftshilfe. 
Gemeinsam mit Politik und Stadt-
verwaltung sollen perspektivisch 
Verbesserungen für das Wohnquar-
tier Nordviertel erzielt werden. 
Da es sich um ein Modellprojekt 
handelt, werden die im Projekt 
gewonnenen Erfahrungen und Er-
kenntnisse zukünftig auch für die 
altengerechte Quartiersentwick-
lung anderer Wohnquartiere Jülichs 
nützlich sein. Das im Februar 2016 
neu eröffnete Stadtteilzentrum 
Nordviertel ist mit vielen niedrig-
schwelligen Angeboten ein Ort der 
Begegnung. „Seniorenfrühstück“ 
oder „Seniorenmittagstisch“ bieten 
neben einer gesunden Mahlzeit 
vor allem auch Alleinlebenden die 
Möglichkeit, mit anderen Menschen 
ins Gespräch zu kommen. 

Denn „Gemeinsam schmeckt’s bes-
ser“ lautet das Motto. Beim Nachbar-
schaftskaffee treffen sich Generati-
onen und Nationen im Nordviertel. 
Verschiedene Bewegungsangebote 
für in ihrer Mobilität eingeschränk-
te Seniorinnen und Senioren för-
dern aktiv die Gesundheit im Alter. 
Darüber hinaus bietet das Stadt-
teilzentrum Bürger*innen in ganz 
Jülich Informationen, Beratung 
und Unterstützung zu verschiede-
nen Bereichen des Lebens im Alter. 
Ehrenamtliche Hilfsprojekte wie 
der Reparaturdienst „Senioren-hel-
fen-Senioren“, die „Ehrenamtlichen 
Demenzlotsen“ als auch der „Ehren-
amtliche Einkaufsdienst“ haben im 
Stadtteilzentrum Nordviertel ihren 
Stützpunkt. 

Informationen zum Projekt sind 
zu erhalten im Amt für Familie, 
Generationen und Integration bei  
Beatrix Lenzen, Tel. 63239 oder 
E-Mail: BLenzen@juelich.de

Beatrix Lenzen

Hamburg . Als fest stand, dass der 
G 20 Gipfel in Hamburg stattfinden 
wird, beschlossen wir, dort eine Wo-
che Urlaub zu machen. Zum einem 
kannten wir Hamburg noch nicht, 
zum anderem wollten wir den Ur-
laub auch damit verbinden, friedlich 
an den Demonstrationen zum G 20 
Gipfel teilzunehmen.
Häufig wurden wir gefragt, warum 

Ein persönlicher Erlebnisbericht 
vom G20 Gipfel in Hamburg

wir überhaupt dort demonstrieren 
wollen, denn es sei doch nicht so 
schlecht, wenn die verantwortlichen 
Menschen miteinander sprechen 
würden. Ja, das stimmt, aber hier nur 
einige Punkte zum Nachdenken:
Wieso reden nur 20 Staats- und Re-
gierungschefs miteinander?
Wieso maßen sich diese ausgesuch-
ten Länder an,  über die gesamte 

Weltpolitik und Weltwirtschaft zu 
bestimmen?
Warum sitzen z. B.  die Länder, die 
von Klima- und Entwicklungspolitik 
am stärksten betroffen sind, nicht 
mit am Tisch?    
Am Samstag, den 01.07. kamen wir 
mit dem Zug und unseren Fahrrä-
dern am Bahnhof Hamburg–Altona 
an. Wir hatten im Schanzenviertel 

eine schöne Ferienwohnung ge-
bucht, in der wir uns sofort wohl 
fühlten. 
Die ersten Tage haben wir als Touris-
ten die Stadt kennen und schätzen 
gelernt. Die Lage an der Elbe, die 
lebendigen und alternativen Stadt-
viertel wie Schanzenviertel, Otten-
sen und Altona, der imponierende 
Hafen, die Elbphilharmonie,  die 

Innenstadt mit dem Chilehaus und 
natürlich auch die beeindruckende 
Speicherstadt machen Hamburg zu 
einem sehr empfehlenswerten Rei-
seziel. 
Am Sonntag, dem 02.07. nahmen 
wir an der ersten Demo „G20-Pro-
testwelle“  mit ca. 12000  Menschen 
teil. Es war eine bunte und kreative 
Demo, die an der Innenalster unter 
der Begleitung von vielen Booten 
begann. Der Verlauf war friedlich 
und das Verhalten der Polizei nor-
mal. Bei der Abschlusskundgebung 
hatten einige Demonstranten ihre 
Zelte auf dem Rathausmarkt aufge-
schlagen, um auf die unerträgliche 
Situation im Camp Entenwerder auf-
merksam zu machen. 
Obwohl ein Gericht das Camp für 
zulässig erklärt hatte, waren durch 
eine Polizeiverfügung Schlafzelte 
untersagt worden. Um uns ein ei-
genes Bild zu machen, fuhren wir 
am Montag mit unseren Rädern zu 
diesem Camp nach Entenwerder. Bei 
schlechtem Wetter herrschte dort 
eine niedergeschlagene Stimmung. 
Die Polizei war ständig präsent und 
hinderte Menschen auch tagsüber 
daran, sich in den Veranstaltungszel-
ten oder auf der Wiese hinzulegen. 
Eine völlig absurde Situation! 
Wie schön war es am nächsten Tag 
für uns zu sehen, dass christliche Ge-
meinden ihre Parkanlagen  rund um 
ihre Kirchen den Demonstranten mit 
ihren Zelten zur Verfügung gestellt 
hatten - auch eine moderne Form 
des Kirchenasyls.  

Am Dienstag erreichten wir nach ei-
ner Fahrradtour gegen 22:00 Uhr den 
Pferdemarkt in Hamburg. Dort sahen 
wir, dass mit Wasserwerfern Straßen 
geräumt wurden. Die Polizei ging 
gegen das sogenannte „Cornern“ vor, 
welches bedeutet, dass Musik in den 
Straßen gemacht wurde und Essen 
verkauft bzw. verschenkt wurde.  
Dies war eine Aktion auch zur Un-
terstützung der Demonstranten, die 
in Entenwerder vertrieben worden 
waren. Am selben Abend, wir befan-
den uns gegen 24:00 Uhr auf dem 
Rückweg zu unserer Ferienwoh-
nung und gingen – unsere Fahrräder 
schiebend -  eine ruhige schmale 
Straße entlang. Die Straße war we-
nig belebt, bis auf uns gab es nur ei-
nige junge Leute, die in einer kleinen 
Eckkneipe draußen ein Bier tranken. 
Plötzlich kam eine Gruppe von ca. 
20 Polizisten in Kampfmontur und 
räumte die Straße. Wir waren total 
überrascht und gingen davon aus, 
dass die Polizisten an uns vorbeige-
hen würden. Stattdessen wurden wir 
von den Polizisten grob gepackt und 
mit Gewalt vor ihnen hergestoßen. 
Zum Glück hatte der Einsatzleiter 
nach kurzer Zeit ein Einsehen und 
gab den Befehl uns loszulassen. 

Grundrechte bedroht

Am Donnerstag wollten wir an der 
Demo, die am Fischmarkt um 16:00 
Uhr starten sollte, teilnehmen. Was 
wir dort erleben mussten, hat uns 
nachhaltig schockiert. Nach ei-
ner Wartezeit von mehr als drei 
Stunden forderte uns die Polizei 
am Alten Fischmarkt auf, loszuge-
hen.  Die Durchsage kam von ei-
nem Wasserwerfer, der hinter dem 
Platz stand. Vor der Demo standen 
jedoch drei Wasserwerfer, die das 
Starten der Demo verhinderten. 
Obwohl wir zunächst im hinteren 
Teil der Demo mitgehen wollten, 
fühlten wir uns nach dieser Auf-
forderung vor dem Wasserwerfer 
sehr unwohl. Wir gingen daher auf 
die Promenade, welche erhöht als 

Hochwasserschutz zwischen Ha-
fenstraße und Elbe gebaut wurde. 
Dort hofften wir, einigermaßen si-
cher zu sein.  Auf Grund des erhöh-
ten Standortes konnten wir sehr 
gut sehen, wie die Polizei plötz-
lich koordiniert, ohne Anlass und 
auch ohne vorherige Ansage mit 
massiver Gewalt gegen bis dahin 
friedliche Demonstranten vorging. 
Es wurde geprügelt, es gab Faust-
schläge ins Gesicht, Tränengas und 
Wasserwerfer wurden eingesetzt. 
Die Menschen flohen von der Ha-
fenstraße über die Mauer auf die 
Promenade, wo wir uns befanden. 
Dort herrschte helle Panik, denn 
nun setzte die Polizei auch dort 
Tränengas und Wasserwerfer ein. 
Auch wir gerieten in Panik und 
wollten uns nur noch in Sicherheit 
bringen. Dies wurde jedoch durch 
Polizeiketten verhindert, die nie-
manden durchließen. Der Darstel-
lung der Polizei, dass diese Aktion 
zur Trennung von friedlichen und 

gewalttätigen Demonstranten die-
nen sollte, müssen wir daher deut-
lich widersprechen.
Nachdem die Polizei diese Demo 
ohne rechtmäßigen Grund äußerst 
gewalttätig aufgelöst hatte, war 
eine sehr aggressive Stimmung in 
der Stadt. Sobald Polizisten in ei-
ner Straße oder auf einem Platz 
auftauchten, riefen die Menschen 
– nicht nur schwarz gekleidete - 
„Haut ab, haut ab“ oder „ Ganz Ham-
burg hasst die Polizei“. Es war wie 
ein Kippschalter, der umgelegt war.  
Straßen wurden mit umgekippten 
Müllcontainern oder Steinen blo-
ckiert. Einsatztruppen der Polizei 
rannten (nach unserem Eindruck) 
größtenteils plan- und ziellos durch 
die Stadt und machten wenig Un-
terschied, ob sie einfach nur feiern-
den Studenten, Anwohnern oder 

gewaltbereiten  Menschen begeg-
neten. Das Auftreten der Polizei war 
kontraproduktiv und bewirkte an 
diesem Abend eine Solidarisierung 
der Bevölkerung mit gewaltberei-
ten Menschen. 

Am Freitag wurden wir von Explo-
sionen, niedrig fliegenden Hub-
schraubern und Sirenen geweckt. In 
den Straßen waren viele Gruppen 
von Menschen unterwegs. Geschäf-
te wurden zerstört und geplündert, 
alles was brennbar war, wurde an-
gezündet. In den kleineren Straßen 
herrschte bis zum Samstag tatsäch-
lich ein rechtsfreier Raum, da die 
Polizei sich auf die zentralen Plätze 
konzentrierte. Es randalierten ne-
ben gewaltbereiten Akteuren auch 
viele Hamburger Jugendliche. In 
diesen Tagen fühlten wir uns im öf-
fentlichen Raum nicht mehr sicher, 
wobei wir am meisten Angst vor 
der Polizei hatten, da sie wahllos 
gegen alle Menschen vorging, die 

Am Dienstag erreichten wir nach einer Fahrradtour gegen 22:00 Uhr den Pferdemarkt in Hamburg. 
Dort sahen wir, dass mit Wasserwerfern Straßen geräumt wurden. 

sich auf den Straßen aufhielten. 
Am Samstag war die Hauptdemo, 
an der über 75.000 Menschen teil-
nahmen. Leider ist der Protest die-
ser vielen engagierten Menschen 
in den negativen Bildern völlig un-
tergegangen. Als Reaktion auf die 
Übergriffe der Polizei wurde ein 
Plakat mit einem Zitat von Hannah 
Arendt mitgeführt: 
Kein Mensch hat das Recht zu ge-
horchen!
Unserer Meinung nach müssen die 
Hamburger Ereignisse sorgfältig 
aufgearbeitet werden. Selbstver-
ständlich sind wir der Meinung, 
dass eine Strafverfolgung gegen 
Randalierer und Gewalttäter statt- 
finden muss, aber die zahlreichen 
Übergriffe von Polizisten müssen 
im gleichen Maße verfolgt werden. 
Viel wichtiger ist es aber noch, die 

Strategie der Polizeileitung durch 
politische Gremien zu untersuchen. 
Unserer Meinung nach ist die Demo 
am Donnerstag mit Absicht rechts-
widrig aufgelöst worden, was zu 
einer Eskalation der Gewalt führte. 
Das vom Grundgesetz garantierte 
Recht auf Versammlungsfreiheit ist 
ein hohes Gut, welches hier gezielt 
und ohne Grund außer Kraft ge-
setzt wurde.

Der Staat besitzt zu Recht das Ge-
waltmonopol, muss im Gegenzug 
aber auch besonders verantwort-
lich mit seiner Macht umgehen. 
Eine Polizeiführung, die strukturiert 
und gezielt Recht missachtet, kann 
nicht hingenommen werden. Unser 
Rechtsstaat ist in Gefahr, wenn Po-
lizeitaktik in schwierigen Situatio-
nen ausschließlich von Repression 
bestimmt wird.

von Claudia und Raimund 
Ellenbeck (55 und 62 Jahre alt)
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Wir Grünen bekom-
men oft zu hören, dass 
unsere Forderungen 
realitätsfern und unre-
alistisch sind. Vor allem 
beim Thema „Energie 
der Zukunft“ ist der  
Gegenwind am größten. 

Region . Aber auch andere Themen-
komplexe erfahren oftmals eine 
starke Ablehnung. Dabei lohnt sich 
ein Blick über den Tellerrand, um zu 
erkennen, dass viele Forderungen 
in anderen Ländern bereits erfolg-
reich umgesetzt werden.

Aussage: „Die Nutzung von 
Solarenergie lohnt sich in 

Deutschland nicht.“

Gerade in Jülich ist diese Aussa-
ge, oftmals im Zusammenhang mit 
dem Solarturmkraftwerk, zu hören. 
Dazu sei zum einen gesagt, dass das 
Solarturmkraftwerk ein reines For-
schungskraftwerk ist und ein Stand-
ort in Südeuropa oder Nordafrika 
deutlich teurer wäre. Zum anderen 
wird in naher Zukunft ein zweiter 
Solarturm gebaut. Der Ort kann folg-
lich so falsch nicht sein. 
Wird der Blick auf die Nutzung der 
Solarenergie zur Stromerzeugung 
(Photovoltaik) oder Wärmeerzeu-
gung (Solarthermie) erweitert, er-
gibt sich ein ähnliches Bild. Strom 
aus Photovoltaik-Anlagen ist deut-
lich billiger als der durchschnittliche 
Haushaltsstrom aus der Steckdose. 
Der Eigenverbrauch des Sonnen-
stroms lohnt sich somit selbst in 
sonnenarmen Gegenden. Wärme aus 
Solarthermieanlagen dagegen kann 
sowohl für Warmwasser als auch für 
Raumwärme genutzt werden. Wäh-
rend warmes Wasser täglich benö-
tigt wird und somit gerade im Som-
mer die Solarthermieanlagen die 
komplette Wärme bereitstellen, wird 
Raumwärme überwiegend in den 
sonnenarmen Wintermonaten be-
nötigt. Zur Lösung dieses Konfliktes 
lohnt sich ein Blick nach Dänemark. 
Obwohl nördlich von Deutschland 
gelegen und somit mit einer gerin-
geren Sonneneinstrahlung bedacht, 
schafft Dänemark eine deutlich hö-
here Nutzung von solarer Wärme. 
Der Vorteil von solarthermischen 

Best-Practice 
Beispiele für die 
Energiewende

Wärmeerzeugungsanlagen ist der 
stabile Wärmepreis. Während der 
Preis für fossile Brennstoffe wie 
Gas und Öl jährlich schwankt, ist 
der Preis für solare Wärme über 30 
Jahre konstant. In Verbindung mit 
Nah- und Fernwärmenetzen sowie 
großen, unterirdischen Schichtspei-
chern erreicht der Preis für solare 
Wärme in Dänemark das Niveau von 
fossilen Heizungsanlagen. Während 
in Deutschland weniger als 2 % der 
Raumwärme für Privathaushalte aus 
solarthermischen Anlagen stam-
men, kommt Dänemark auf einen 
Anteil von über 10 %, Tendenz stark 
ansteigend. Die Nutzung von Sola-
renergie lohnt sich folglich auch in 
unseren Breiten.

Aussage: „Elektrisierter  
Öffentlicher Personennah-

verkehr in Deutschland 
funktioniert nicht.“

Nicht nur Großstädte, auch klei-
ne Städte haben in Deutschland 
immer mehr mit zu hohen Stick-
oxid- und Feinstaub-Emissionen 
zu kämpfen. Diese stammen über-
wiegend von dieselbetriebenen 
Fahrzeugen. Um den motorisierten 
Individualverkehr zu verringern, 
setzen Städte vermehrt auf den 
Öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV). Dieser reduziert die 
Emissionen, jedoch werden auch 
die meisten Stadtbusse mit Diesel 
betrieben. Als Alternative hierzu 
gibt es Busse mit Gas- oder Elekt-
roantrieb. Doch gerade letzteres ist 
stark umstritten, da die Reichweite 
der Busse limitiert ist. Hier lohnt 
sich ein Blick nach Eindhoven in 
den Niederlanden. Seit Dezember 
2016 fahren dort alle 43 Busse mit 
Strom. Um die Reichweite zu ga-
rantieren, ist an der Endhaltestel-
le eine Ladestation, wo die Busse 
innerhalb von 30 Minuten aufgela-
den werden können. So können die 
Busse die geforderten 350 km täg-
lich zurücklegen und verursachen 
bei ihrer Fahrt keine Emissionen.  
Bereits im April 2017 haben die 
Busse insgesamt 1.000.000  km 
ohne Beeinträchtigung des Nach-
verkehrs zurückgelegt. 

Amsterdam will das Konzept kopie-
ren und bis 2025 die gesamte Bus-
flotte auf E-Fahrzeuge umbauen. 

Aussage: „Taxis mit Elektro-
motor sind in Deutschland 

nicht praktikabel.“

Ein weiterer Blick in die Niederlan-
de zeigt, dass nicht nur der ÖPNV 
elektrisiert werden kann. Auch der 
private Personentransport in Form 
von Taxis lässt sich elektrisch ge-
stalten. Wiederum ist Amsterdam 
als Vorbild zu nennen. Während in 
Deutschland Taxiunternehmen mit 
scheinheiligen Ausreden daher-
kommen („Was passiert, wenn ich 
mal einen Kunden zum Frankfurter 
Flughafen fahren muss? Das schaf-
fe ich mit einem Elektroauto nicht!“ 
Gegenfrage: „Wie oft will denn ein 
Kunde mit dem Taxi von Jülich zum 
Frankfurter Flughafen gefahren 
werden?“), packen in Amsterdam 
Taxiunternehmen und die Stadt 
gemeinsam an, um die notwendige 
Infrastruktur zu schaffen. Bis Ende 
2018 soll es 4.000 Ladestationen 
geben. Außerdem haben Elektro-
taxis privilegierte Haltestellen am 
Bahnhof und Flughafen und dür-
fen Busspuren in der Stadt nutzen. 
Das erhöht die Nutzungsfrequenz 
und Akzeptanz der Fahrzeuge und 
verringert somit den Fahrpreis. Bei 
einer durchschnittlichen Fahrleis-
tung von 150 bis 200  km pro Tag 
in einer deutschen Großstadt reicht 
die Speicherkapazität der meisten 
Elektrofahrzeuge, um während des 
Tages nicht aufgeladen werden zu 
müssen. Für Taxiunternehmen in 
Kleinstädten und im ländlichen Be-
reich lohnt sich folglich ein Mix aus 
konventionellem und elektrischem 
Antrieb, um die Bedürfnisse der 
Kunden zufriedenzustellen. Voraus-
setzung für einen flächendecken-
den Umstieg aus Elektrotaxis ist 
die Installation der entsprechenden 
Infrastruktur.

Aussage: „Kostenloser ÖPNV 
ist in Deutschland zu teuer.“

Die Reduzierung des motorisierten 
Individualverkehrs ist das Ziel vie-
ler Städte. Gerade Großstädte äch-
zen unter der Last der Pendler und 
zu Stoßzeiten herrscht in manchen 
Städten das blanke Chaos. Sowohl 
für die Autofahrer als auch für die 
Anwohner ist das eine Zumutung. 
Eine Reduzierung des städtischen 
Verkehrs ist vor allem durch eine 
Umlagerung der Pendler vom Auto 
hin zum ÖPNV möglich. Doch die-
sem stehen eine zum Teil ungüns-
tige Taktung wie auch hohe Preise 
entgegen. Letzteres ließe sich durch 
eine kostenlose Nutzung vermeiden. 
Dazu sei gesagt, dass der ÖPNV in 
Deutschland nicht kostendeckend 
arbeitet. In kleinen Städten liegt der 

Zuschuss bei bis zu 80 % und selbst 
in Großstädten mit einer hohen 
Auslastung müssen im Schnitt 50 % 
der Kosten bezuschusst werden. 
Dass ein kostenloser ÖPNV mög-
lich ist, zeigen Städte wie Tallinn 
in Estland oder Hasselt in Belgien. 
In Tallinn können alle Einwohner 
der Stadt und des Landkreises den 
Nah- und Regionalverkehr kosten-
los nutzen. Finanziert wird das Sys-
tem mit höheren Ticketpreisen für 
Nicht-Einwohner sowie einer Unter-
nehmensabgabe durch lokale Un-
ternehmen, die durch den Umstieg 
ihrer Mitarbeiter vom Auto zur Bahn 
auf Parkplätze verzichten können. In 
Hasselt wurde 1997 ein kostenloser 
ÖPNV für alle Fahrgäste eingeführt, 
gleichzeitig wurde die Taktung der 
Busse erhöht. Dies hatte zur Fol-
ge, dass die Attraktivität der Stadt 
und vor allem der Innenstadt als 
Einkaufsmöglichkeit stiegen. Auf-
grund steigender Kosten und ei-
nes Regierungswechsels wurde das 
System 2013 umgewandelt, sodass 
seitdem nur Rentner sowie Kinder 
und Jugendliche kostenlos fahren 
können. Die Preise für die übrigen 
Fahrgäste liegen jedoch weit unter 
dem Landesschnitt. Folglich sind 
ein durchdachtes Konzept und eine 
entsprechende Infrastruktur aus-
schlaggebend für den Erfolg eines 
kostenlosen ÖPNV.

Zum Abschluss noch zwei hervor-
ragende Beispiele, wie sich Elek-
tromobilität und Energieeffizienz 
in Deutschland auch entgegen 
der weitläufigen Meinung bereits 
durchgesetzt haben. Zum einen ist 
der StreetScooter zu nennen, der 
vor allem von der Deutschen Post 
und DHL zur Verteilung von Briefen 
und Paketen eingesetzt wird. Auch 
durch Jülich fahren bereits einige 
der elektrischen Kleintransporter 
und es werden immer mehr. Bei der 
Entwicklung dieses Fahrzeugs im 
Rahmen einer privatwirtschaftlich 
organisierten Forschungsinitiative 
an der RWTH Aachen gerieten die 
großen deutschen Automobil-Her-
steller ins Hintertreffen und konn-
ten den Rückstand bisher nicht auf-
holen. 

Zum anderen ist „Ihr Bäcker Schü-
ren“ aus Hilden zu nennen. Diese 
Bäckerei nutzt neben einer gro-
ßen Photovoltaik-Anlage und einer 
hochmodernen, effizienten Backstu-
be ausschließlich Elektrofahrzeuge 
zur Auslieferung ihrer Waren. Mit 
einem intelligenten Lademanage-
ment kann der Ausstoß an Treib-
hausgas maximal minimiert werden 
und die Bäckerei erzeugt über das 
Jahr mehr Energie als sie selber be-
nötigt.

SbS

Eine zusammenfassende 
Analyse von Anika  
Limbach

Atom und Braunkohle auf 
einen Schlag

Können wir die restlichen Atomkraft-
werke und die Braunkohlekraftwerke 
in Deutschland wirklich gleichzeitig 
abschalten, und zwar sofort? Würde 
das nicht auf Kosten der Versorgungs-
sicherheit gehen? Würde der Strom-
preis für die Normalverbraucher dann 
nicht sprunghaft ansteigen – genauso 
wie der Stromimport?
Wenn man sich die Fakten genau an-
schaut, fällt die Antwort eindeutig aus: 
Ja, wir könnten sofort auf deutschen 
Atom- und Braunkohlestrom verzich-
ten. Und nein, das hätte keine negati-
ven Auswirkungen (außer für die Ener-
giekonzerne). 

Wenn diese Aussage immer noch 
grundsätzlich in Zweifel gezogen wird 
– sogar von BefürworterInnen der 
Energiewende – dann liegt das an der 
offensichtlich erfolgreichen Strategie 
einer hochbezahlten Lobby. Wie die 
Energieexpertin Claudia Kemfert in ih-
rem neuen Buch klarstellt, wurde das 
Mantra eines angeblich drohenden 
Blackouts so lange in der Öffentlich-
keit wiederholt, bis die Allgemeinheit 
davon ausgehen musste, dieses „Ar-
gument“ sei stichhaltig. De facto aber 
gab es nie zuvor in Deutschland einen 
solchen Stromüberschuss wie heute. 
Nie zuvor waren so viele Großkraft-
werke für die Stromversorgung so 
überflüssig wie heute. Während der 
Netto-Stromexport im Jahr 2010 noch 
15 TWh betrug, überschritt er 2016 die 
Grenze von gigantischen 50 TWh!

Woher kommt der Stro-
müberschuss?

Wer ist für diese Entwicklung verant-
wortlich? Welche politischen (Fehl-)
Entscheidungen haben dazu geführt? 
Eine markante Weichenstellung im 
Sinne der Energielobby war sicher 
die so genannte Ausgleichsmechanis-
musverordnung, die 2009 unter dem 
damaligen Umweltminister Gabriel 
erlassen wurde. Im Grunde kippte sie 
den bisherigen Vorrang Erneuerbarer 
Energein (EE) im Stromnetz: Konven-
tionelle Kraftwerke müssen seitdem 
nicht mehr gedrosselt werden, wenn 
viel erneuerbarer Strom ins Netz ge-
speist wird. Trotz des dann entstehen-
den Überangebots kann es sich für 
die Betreiber durchaus lohnen, ihre 
Kohle- und Atomkraftmeiler ungemin-
dert weiterlaufen zu lassen. Zum einen 
werden diese schwerfällig reagieren-
den Großkraftwerke durch häufiges 
Hoch- und Runterfahren stärker be-
ansprucht. Zum anderen ergeben sich 
Marktvorteile, weil die Betreiber auch 
über den so genannten Terminmarkt 
ohne Konkurrenz zu den EE Strom ver-
kaufen können. Ein dagegen steuern-
der Anreiz, keinen Kohle- und Atom-
strom mehr einzuspeisen, fehlt bisher 
im EE-Gesetz.

Wie viele Kraftwerke sind 
überflüssig? 

Um genau zu prüfen, wie viele stromer-
zeugende Anlagen für eine gesicherte 
Stromversorgung tatsächlich notwen-
dig sind, reicht es nicht aus, sich nur 
den Strommix anzuschauen. Denn 
darin ist nur der real erzeugte Strom 
abgebildet, nicht aber die Gesamtmen-
ge des Stroms, die bei Nutzung aller 
Kapazitäten hätte produziert werden 
können. Pumpspeicher- und vor al-
lem Gaskraftwerke z. B. liefern oft nur 
Strom, um mögliche Lücken zwischen 
Stromverbrauch und -erzeugung zu 
füllen, d.h. über lange Strecken stehen 
sie still. Im Strommix sind sie deshalb 
unterrepräsentiert. Anders verhält es 
sich bei Betrachten der Kraftwerkslis-
te, die jedes Jahr von der Bundesnetz-
agentur aktualisiert und online veröf-
fentlicht wird.      
Für eine Bilanz wird üblicherweise ein 
Extremfall angenommen, der im Grun-
de nur theoretisch auftritt – der Fall, 
dass beim denkbar höchsten Strom-
verbrauch in Deutschland (der Jahres-
höchstlast) die Sonne nicht scheint, 
der Wind nicht weht, Wasserkraft-  
sowie Biomasse- und Biogasanlagen 
nur reduziert Strom erzeugen und da-
rüber hinaus die gesamte Reserveleis-
tung gebraucht wird. Selbst dann gäbe 

es ohne Atomkraftwerke noch eine 
Überkapazität von 23,9 GW! Das ist so-
gar mehr als die installierte Leistung 
noch laufender Braunkohlekraftwerke.
Die jährliche Bilanz der Übertra-
gungsnetzbetreiber (ÜNB) wird auf 
ähnliche Art erstellt. Um der Frage-
stellung der Machbarkeit eines Atom- 
und Kohleausstiegs nachzugehen, ist 
sie als Datengrundlage jedoch unge-
eignet. So werden in der Bilanz meh-
rere Gaskraftwerke unter den Teppich 
gekehrt, der Beitrag von EE bewusst 
unterschätzt und der Spitzenver-
brauch zu hoch angesetzt. Es verwun-
dert nicht, dass in den letzten Jahren 
die Prognose immer deutlich von den 
tatsächlichen Zahlen abwich. Ver-
mutlich steckt Absicht dahinter. Denn 
mit ihren zurechtgebogenen Progno-
sen versuchen die ÜNB den Bau von 
Stromtrassen zu rechtfertigen – ein 
für sie lukratives und risikoarmes 
Geschäft. (Siehe “Sofortausstieg” auf 
www.antiatombonn.de)

Strompreis und  
Stromtrassen?

Durch den Kapazitätsüberschuss fal-
len die Preise an der Strombörse kon-
tinuierlich und seit Jahren. Nur für die 
Endverbaucher wurde Strom immer 
teurer, wofür die EE allerdings am we-
nigsten verantwortlich sind. Besonders 
in den letzten Jahren hat im Energie-
bereich eine riesige Umverteilung 
zulasten der Normalverbraucher und 
zugunsten von Konzernen und Indus-
trie stattgefunden. Hauptverursacher 
der stetigen Preiserhöhungen sind 
1. die Stromversorger selbst, die den 
immer niedrigeren Börsenstrompreis 
nicht an die Endkunden weitergeben, 
2. die ungerechten Entlastungen stro-
mintensiver Unternehmen und 3. die 
hohen Netzentgelte. Darüber werden 
nicht nur die Instandhaltung der Net-
ze bezahlt, sondern z. B. auch unnötige 
Reservekraftwerke oder der Bau neuer 
Stromautobahnen. Für die Energie-
wende sind Letztere nicht notwendig, 
im Gegenteil. Mit dem Abschalten von 
Atom- und Braunkohlekraftwerken 
gäbe es im Netz wieder mehr Platz für 
die Erneuerbaren. Solche Absurditäten 
wie das Abregeln von Windkrafträdern 
wären dann passé. 

Die Zukunft liegt in regionalen, in-
telligenten Netzen und dezentralen 
Speichern. Je mehr diese zum Zuge 
kommen, desto überflüssiger werden 
sowohl geplante als auch bestehende 
Übertragungsnetze. 

Brauchen wir deutschen  
Kohlestrom für einen  

europäischen Atomausstieg?

Atomkraftländer wie Frankreich haben 
nicht trotz, sondern wegen ihrer AKW 
mit Versorgungsengpässen zu kämp-
fen. Viele der immer älter werdenden 
Meiler sind zunehmend marode, stör-
anfällig und unzuverlässig. Das Pro- 
blem ist ein grundsätzliches und lässt 
sich nicht mit Stromimporten aus 
Deutschland lösen. Notwendig ist eine 
konsequente Kehrtwende in der Ener-
giepolitik, wodurch die Erneuerbaren 
schneller als vermutet an Bedeutung 
gewinnen könnten. In Belgien würden 
vor allem Maßnahmen zum Energie-
sparen zur Effizienz und zum Lastma-
nagement die meisten Atommeiler 
sehr schnell überflüssig machen. (Sie-
he „Gefahren der Atomkraft” auf www.
antiatombonn.de)

Wir sind erst am Anfang der 
Energiewende

Auch mit Stillegung der Atom- und 
Braunkohlekraftwerke wäre die Ener-
giewende höchstens zur Hälfte voll-
zogen. Allerdings könnte es zügig 
weitergehen: Wenn wir systematisch 
Strom einsparen und verstärkt Spei-
cher, Smart-Grid und Lastmanage-
ment einsetzen, können wir recht 
schnell auch auf den Rest konventio-
neller Kraftwerke verzichten. 
Eine vollständige Energiewende 
muss aber ebenfalls den Wärme- und 
Verkehrssektor erfassen und von ei-
ner Agrarwende begleitet werden. 
Die Politik steht dabei in der Pflicht. 
Dennoch: Ohne einen Wandel des 
Bewusstseins und unserer Gewohn-
heit, Ressourcen zu verschwenden, 
wird es nicht gehen. 

AL

Ein Sofortausstieg 
ist möglich
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Bericht Mitgliederversammlung
Gemäß des Zwei- 
Jahres-Rhythmus‘  
wurde der OV-Vorstand 
neu gewählt.  

Jülich . Ende Oktober fand die jährli-
che Mitgliederversammlung des Grü-
nen Ortsverbandes im Café Pasqualini 
statt. Auf der Tagesordnung standen  
neben einem Rückblick auf das Jahr 
2017 auch die Wahl des Vorstands 
und Diskussionen über zukünftige 
Themen. 

Der Kassierer Tobias Schlubach stell-
te die aktuelle Finanzsituation so-
wie die abgeschlossenen Finanzen 
des Jahres 2016 vor. Von Seiten der 
Kassenprüfer gab es keine Einwände, 
sodass der Vorstand entlastet wurde. 
Gemeinsam wurde die Finanzpla-
nung für das Jahr 2018 angegangen. 
Der OV Jülich ist finanziell gut auf-
gestellt und kann mit einer dreimal 
jährlich erscheinenden eigenen Zei-
tung sowie einem eigenen Büro ein 
zusätzliches Angebot für die Bürge-
rinnen und Bürger stellen. 

Gerade das Büro erwies sich im ei-
nem Jahr mit zwei Wahlen als sehr 
wertvoll, da es als Versammlungsort 
und als Lager für Wahlmaterialien 
genutzt werden konnte. Sowohl zur 
Landtagswahl im Mai als auch zur 
Bundestagswahl im September wur-
den jeweils vier Informationsstände 
in der Jülicher Innenstadt aufge-
baut. Die beiden Direktkandidaten 
Isabel Elsner (LTW) und Oliver Kri-
scher (BTW) standen den Bürgerin-
nen und Bürgern Rede und Antwort. 
Auch wenn bei der Landtagswahl die 
Rot-Grüne Regierung keine Mehrheit 
mehr erreichte und den Weg in die 
Opposition ging, war das Jülicher Er-
gebnis bei den Grünen Zweitstimmen 
mit 5,34  Prozent zufriedenstellend. 
Bei der Bundestagswahl konnten 
die Grünen Zweitstimmen sogar auf 
6,35 Prozent erhöht werden, was den 
besten Wert im Wahlkreis Düren be-
deutet. Mit Oliver Krischer sitzt auch 
weiterhin ein Grüner Abgeordneter 
für Jülich im Deutschen Bundestag.
Die Grünen Abgeordneten im Jüli-
cher Stadtrat hatten im Jahr 2017 
ein vergleichsweise ruhiges Jahr. 
Fraktionsvorsitzender Dr. Lutz Baum-
garten war mit der Arbeit der Frakti-
on zufrieden und verwies auf Grüne 
Erfolge wie das endlich zustande 
gekommene Stadtradeln. Darüber 
hinaus verwies er als Chefredakteur 
der Neuen Jülicher auf den Erfolg der 
Zeitung, die für den Bürgermeister 
und die übrigen Stadtratsmitglieder 
inzwischen eine Pflichtlektüre dar-

stellt. Allerdings bedeutet das Er-
stellen der Zeitung dreimal jährlich 
in einer Auflage von 10.000 Stück 
und das anschließende Verteilen im 
Stadtgebiet einen enormen Zeitauf-
wand. Daher wurde beschlossen, im 
kommenden Jahr nur zwei Ausgaben 
zu planen und bei Bedarf und finan-
ziellem Spielraum eine dritte Ausga-
be zu erstellen. Stattdessen soll die 
Online-Präsenz der Zeitung ausge-
baut werden.

Gemäß des Zwei-Jahres-Rhythmus‘ 
wurde der OV-Vorstand neu gewählt. 
Für den Posten der Ortssprecherin 
stand Marita Boslar zur Wahl und 
wurde ohne Gegenstimme im Amt 
bestätigt. Als Ortsprecher bewarb 
sich neben dem bisherigen Amts- 
inhaber Dr. Ralf Lehmann auch Se-
bastian Steininger. Letzterer wurde 
mehrheitlich zum neuen Ortsspre-
cher gewählt. Dr. Ralf Lehmann wur-
de neben Carsten Wolf einstimmig 
zum Beisitzer gewählt. Tobias Schlu-
bach erhielt als einziger Kandidat 
für den Posten des Kassierers zwei 
Gegenstimmen und wurde ebenfalls 
im Amt bestätigt. Als Kassenprüfer 
werden für die kommenden beiden 
Jahre weiterhin Dr. Lutz Baumgarten 
und Guido Boslar fungieren. 

Außerdem wurde ein Resümee zum 
einjährigen Bestehen des Grünen 
Büros in der Großen Rurstraße in 
Jülich gezogen. Das Büro wird für 
ein weiteres Jahr angemietet und die 
Öffnungszeiten angepasst. Ab sofort 
ist das Büro jeden zweiten Dienstag 
ab 19 Uhr zu den öffentlichen Frak-
tionssitzungen geöffnet. Darüber hi-
naus finden an ausgewählten Tagen 
Bürgersprechstunden und anlassbe-
zogene Veranstaltungen im Grünen 
Büro statt, die jeweils frühzeitig in 
den Medien angekündigt werden. 
Weiterhin wurde über zukünftige 
Themen und Aktivitäten in Jülich dis-
kutiert. In Vorbereitung auf die Kom-
munalwahlen im Herbst 2020 wird 
das Grüne Stadtkonzept „Jülich2030“ 
aktualisiert. Zudem werden im Jahr 
2018, in dem keine Wahlen statt-
finden, Informationsstände zu be-
stimmten Themen in der Jülicher In-
nenstadt errichtet werden, um auch 
in der wahlfreien Zeit Grüne Präsenz 
zu zeigen.

Zum Abschluss wurde festgehalten, 
dass auf ein erfolgreiches Jahr 2017 
zurückgeblickt werden kann und das 
Jahr 2018 zuversichtlich angegangen 
wird.

Red.
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Hallo, mein Name ist Sebastian Steininger und ich bin seit dem 24.10.2017 
Ortssprecher von Bündnis 90/Die Grünen in Jülich. Ich bin 29 Jahre alt und 
in einer südbayerischen Kleinstadt aufgewachsen. Nach mehreren Stati-
onen in Franken und dem Breisgau wohne ich seit zwei Jahren in Jülich. 
Ich bin Ingenieur für Erneuerbare Energien und bin als Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter im Solar-Institut Jülich tätig. Meine beruflichen Schwerpunkte 
sind der Ausbau der Erneuerbaren Energien und die kommunale Energie-
versorgung der Zukunft. 

Seit zweieinhalb Jahren bin ich Mitglied bei Bündnis 90/Die Grünen. Be-
reits als Jugendlicher war ich politisch interessiert, mein Einfluss auf po-
litische Entscheidungen beschränkte sich allerdings auf die regelmäßige 
Inanspruchnahme meines Wahlrechts. Auf Grund meines beruflichen Wer-
deganges und den dort erlebten Hindernissen beschloss ich, mich 2015 
der Partei anzuschließen, der ich mich seit jeher verbunden fühle. Ab No-
vember 2015 war ich Beisitzer bei den Jülicher Grünen und stellvertreten-
der Sachkundiger Bürger in Ausschüssen der Stadt Jülich. Seit Mitte 2017 
bin ich festes Mitglied im Planungs-, Umwelt- und Bauausschuss.

Die Schwerpunkte meiner politischen Interessen liegen in den Bereichen 
Natur-, Umwelt-, Tier- und Klimaschutz. Ich halte es für zwingend notwen-
dig, dass der schädliche Einfluss des Menschen auf unseren Planeten mini-
miert wird. Als progressiv denkender Mensch sehe ich die besten Chancen 
in neuen Technologien und Entwicklungen, um die Eingriffe des Menschen 
und deren negative Folgen auf unserem Planeten auf ein Minimum zu re-
duzieren. Die Arbeit dafür beginnt im Kleinen auf lokaler Ebene und dafür 
trete ich ein.

Wenn ich abschalten will, um eine Auszeit von den energiepolitischen Fra-
gestellungen zu bekommen, lese ich, höre Musik oder gehe wandern. Als 
Ausgleich zu meiner beruflichen Tätigkeit reise ich gerne und interessiere 
mich für neue Kulturen und Menschen. Dabei achte ich darauf, dass mein 
persönlicher CO2-Fußabdruck möglichst gering bleibt. 

SbS

Zur Person: 
Sebastian Steininger

Wenn Erich Gussen, 
Vorsitzender des  
Kreisbauernverbandes, 
Massentierhaltung 
zum Kampfbegriff  
erklärt, verrät das 
schon eine gewisse 
Dünnhäutigkeit. 

Kreis Düren . Wenn es um Klima, 
Umwelt, Wasser und Böden geht, 
leben wir in den Börderegionen 
um Jülich und Zülpich noch in ei-
ner Gunstregion, besonders für die 
Landwirtschaft. Deshalb liegt auch 
bei der Landwirtschaft und deren 
Verbänden eine besondere Verant-
wortung für den Erhalt der Natur in 
dieser Region.

Diese Verantwortung scheinen die 
Bauernverbände jedoch nicht zu 
sehen oder sehen zu wollen. An-
ders ist ihr Festhalten an der in-
dustriellen Landwirtschaft und vor 
allem an der Agrarchemie kaum 
erklärbar. Allerdings scheint der 
öffentliche Druck auf die Land-
wirtschaft als Umweltzerstörer 
Nummer 1 inzwischen Wirkung zu 
zeigen. Wenn Erich Gussen, Vorsit-
zender des Kreisbauernverbandes, 
Massentierhaltung zum Kampf-
begriff erklärt, verrät das schon 
eine gewisse Dünnhäutigkeit. Ein 
Begriff, der doch nur die reale Si-

Wenn „Massentierhaltung” 
zum Kampfbegriff wird

tuation in den meisten deutschen 
Kuh-, Schweine- und Hühnerställen 
beschreibt. Ginge es allerdings nur 
um die katastrophalen Zustände in 
den Tierställen der Großbetriebe, 
dann wäre das Problem klar um-
rissen und lösbar. Aus der Massen-
tierhaltung und der industriellen 
Landwirtschaft ergeben sich jedoch 
inzwischen Folgen, die kaum noch 
kontrollierbar sind.

Die neueste Horrormeldung lautet:
 

In Deutschland sind in den 
letzten 27 Jahren etwa  

Dreiviertel aller Insekten 
verschwunden. 

Dabei sind etwa 80 Prozent aller 
Wildpflanzen darauf angewiesen, 
von Insekten bestäubt zu werden. 
Andernfalls sterben sie aus. Von 
der Bedeutung der Insekten für 
die Kulturpflanzen der Obstbau-
ern ganz zu schweigen. Auch die 
Abnahme der Vogelpopulationen 
kann auf das Insektensterben zu-
rückgeführt werden. Nach Ansicht 
des Deutschen Bauernverbandes 
verbietet es sich jedoch, voreilige 
Schlüsse in Richtung der Land-
wirtschaft zu ziehen. Angesichts 
der dramatischen Konsequenzen 
scheint eine solche Haltung absurd. 
Wenn wir warten, bis alle Details 
geklärt sind, wird es wohl zu spät 
sein, noch etwas zu retten. Pflanzen 

und Tiere, die ausgestorben sind, 
holt man nicht wieder zurück. Es 
wäre eher an der Zeit, alle mögli-
chen Ursachen zu bekämpfen, egal 
ob die Einzelheiten schon komplett 
geklärt sind oder nicht. Die Haltung 
des Bauernverbandes in Einigkeit 
mit der Agrarindustrie erinnert sehr 
an die Tabakindustrie, die jahrzehn-
telang wider besseren Wissens die 
Gesundheitsschädlichkeit des Rau-
chens angezweifelt hat.

Vollkommen unstrittig sind die 
schädlichen Auswirkungen der so 
genannten Neonicotinoide, denn 
sie werden ja schließlich zur In-
sektenbekämpfung eingesetzt. 
Ihre schädliche Wirkung auf das 
Nervensystem der Bienen ist zum 
Beispiel lange bekannt. Daher hat 
die Europäische Union den Ein-
satz streng reglementiert. Einer 
weiteren Einschränkung widerset-
zen sich aber besonders die deut-
schen Vertreter. Durch den mas-
siven Einsatz von Glyphosat zur 
Unkrautvernichtung werden auch 
viele Wildkräuter vernichtet, deren 
Blütennektar Nahrungsgrundlage 
von Insekten bildet. Unter Verdacht 
stehen auch die allgegenwärtigen 
Stickstoffverbindungen aus künstli-
chen und natürlichen Düngern wie 
der Gülle. Dass Stickoxide in höhe-
ren Konzentrationen selbst für den 
Menschen schädlich sind, wissen 
wir alle spätestens nach dem Die-
selskandal.

Es wird jetzt Zeit, die Bauern vor der 
Politik ihrer Dachverbände und der 
Agrarindustrie zu schützen, die of-
fensichtlich nicht in der Lage sind, 
ihre eigenen Fehler zu erkennen 
oder sie zumindest nicht eingeste-
hen wollen. 

Andernfalls wird es in abseh-
barer Zeit keine Bauern und 
keine Landwirtschaft mehr 

geben, erst recht keine  
industrielle, denn sie wird 

ihre eigene Grundlage,  
die Natur, zerstört haben.

Besonders in einer sogenannten 
„Gunstregion“ wie der Börde bie-
tet sich ein freiwilliger Verzicht auf 
Neonicotinoide und Glyphosat an. 
Daneben könnte die Überdüngung 
mit Gülle eingeschränkt werden, in-
dem nur noch ortsansässige Bauern 
diese ausbringen dürfen.

Zusätzlich sollten im öffentlichen 
Bereich auf allen Grünflächen 
durch Blühpflanzen Lebensräume 
für Insekten geschaffen werden, die 
sie in der Natur der industriellen 
Landwirtschaft schon lange nicht 
mehr haben. 
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OV-Vorstand, von links nach rechts: Dr. Ralf Lehmann, Carsten Wolf,  Marita Bos-
lar, Sebastian Steininger und Tobias Schlubach

Abb.: B90/DG
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Wetterregel:
So kalt wie im Dezember,
so heiß wird‘s im Juni. 

Weihnachtsrätsel
Waagerecht:
3. Kurze Zeitspanne. | 6. Erleuchtung zum Jahreswechsel. | 9. Der erste heilige  
Geschenkbote. | 11. Grundlage für‘s Weihnachtsgebäck. | 13. Die Feiertage 
laden ein zum ... | 14. Kaffeesatzlesen zum Jahresende. | 16. Stallbewohner,  
hielt angeblich den Sozialismus in seinem Lauf nicht auf. | 18. Nachts,  
temperaturbedingt nicht unüblich in dieser Jahreszeit. | 19. Zur Aufbewah-
rung von Kleinigkeiten. | 20. Neben 16 waagerecht fester Bestandteil der 
Weihnachtskrippe. | 22. Dem Namen nach eigentlich der Zehnte. | 25. Der 
Knecht zum Fest. | 26. Weihnachtsmarktstandardgetränk. | 28. Weihnachts-
leckerei, nicht nur für Bergleute. | 29. mit Tonic? | 30. Manches Geschenk ist 
den nicht wert. | 32. Der Vogel zum Fest. | 34. Wieder zu einem solchen um 
dekoriert, die Fassade des Alten Rathauses.

Senkrecht:
1. Feierzeit für Christ und Heid. | 2. Der zweite Geschenkbote nach 9 waage-
recht | 4. Nicht nur die Kinder freuen sich darüber | 5. Eigentlich für‘s Futter 
gedacht, jedoch zweckentfremdet damals. | 7. Liste; zur Erfüllung aufge-
schrieben und versandt. | 8. Im Advent mit Kerzen geschmückt. | 10. So soll 
es sein, das Weihnachtsfest. | 12. Der Papst zum Jahreswechsel. | 14. Der 
dritte Geschenkbote nach 2 senkrecht. | 15. Der Standardbaum zum Fest. | 
17. Im Norden Julklapp. | 21. Meetingpoint für Hirten und Könige, damals in 
Bethlehem. | 23. Dank seiner roten Nase kamen die Geschenke rechtzeitig. 
| 24. Oft erträumt, diese Farbe in dieser Zeit. | 27. Auch Weihnachtsgewürz. 
| 29. Soll sie bringen, die fröhliche, selige Zeit. | 31. Einer brachte die frohe 
Botschaft zu den Hirten. | 33. Maß für den Geschenkverpackungsanteil.

Lösungswort:

Unter den richtigen Einsendungen des Lösungswortes, das sich aus den nummerierten Feldern ergibt, verlosen wir zwei Theaterkarten aus dem 
Programm des Jülicher Kulturbüros, sowie zehn Kalender mit Motiven der Tihange Menschenkette. Einsendeschluss ist der 31. Januar 2018.  
Einsendungen an: gewinn@juelich2030.de
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 DAS WARTEN HAT EIN ENDE. 

DER BRANDNEUE
HERZOG KOMMT!
Ab 2018 in jeden Haushalt.
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